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Teuer statt transparent
Transparenzregister: Vorsicht bei zweifelhaften Aufforderungen 

In letzter Zeit haben viele Bauern E-Mails 

mit der Aufforderung bekommen, sich in 

ein „Transparenzregister“ einzutragen. Es 

drängt sich jedoch der Eindruck auf, dass 

es sich dabei um den Versuch handelt, 

Landwirte zu kostenpflichtigen Vertrags-

abschlüssen zu bewegen. Die Adressaten 

erhalten eine „Zahlungsaufforderung“ 

wegen eines „Verstoßes gegen das Geld-

wäschegesetz“, verbunden mit der An-

drohung, dass die Nichteintragung in das 

Transparenzregister eine Ordnungswi-

drigkeit darstelle. Es ist davon auszuge-

hen, dass es sich dabei um den Versuch 

handelt, wenig nützliche, nicht notwen-

dige, aber dennoch kostenpflichtige 

Dienstleistungen zu beauftragen. Das ein-

zig, für die Führung des Transparenzregis-

ters zuständige Bundesministerium für 

Finanzen hat daher auch noch einmal 

ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 

das offizielle Transparenzregister im Sin-

ne des Geldwäschegesetzes nur unter 

www.transparenzregister.de geführt wird. 

Aufforderungen anderer Anbieter, sich 

auf anderen Registern einzutragen bezie-

hungsweise Dienstleistungen für die Vor-

nahme der Eintragung zu beauftragen, 

sollten daher zur Vermeidung von Kosten-

folgen genau geprüft und gegebenenfalls 

ignoriert werden.

Grundsätzlich ist anzumerken, dass die 

meisten Landwirte, die ihr Unternehmen 

als Einzelunternehmen führen, gar keine 

Mitteilung an das Transparenzregister 

vornehmen müssen. Das Transparenzre-

gister betrifft vornehmlich Finanzdienst-

leister und Gesellschaften. Grundsätzlich 

sind Eintragungen und Registrierungen 

auf der offiziellen Plattform kostenlos, 

allerdings wird eine jährliche Gebühr von 

2,50 € für die Führung des Registers er-

hoben. Kostenpflichtige Angebote, die 

beispielsweise eine Gebühr von knapp 

50 €/Jahr verlangen, verfolgen meist ei-

gene wirtschaftliche Ziele. Grundsätzli-

che Informationen über das Transparenz-

register und die Eintragungspflichten 

sind ebenfalls auf der genannten Website 

einsehbar. Rechtsanwalt Marcus Hehn

Jagdpacht: Maxiaufwand 

für Miniflächen
Frage: In unserer Jagdgenossenschaft 

gibt es viele kleine Flächen, die viel-

fach eine Größe von unter 1 ha auswei-

sen. Die Ermittlung der aktuellen Ei-

gentumsverhältnisse und die Auszah-

lung der Jagdpacht für diese Flächen 

machen jedes Jahr sehr viel Arbeit und 

die auszuzahlende Summe steht dann 

oftmals in keinem Verhältnis zum tat-

sächlichen Aufwand, etwa den anfal-

lenden Bankgebühren. Frage: Können 

wir in unserer nächsten Versammlung 

beschließen, dass an Eigentümer von 

Flächen unterhalb einer Größe von 

1 ha keine Jagdpacht mehr ausgezahlt 

werden muss?

Antwort: Grundsätzlich hat jedes Mit-

glied einer Jagdgenossenschaft einen 

Anspruch auf Auszahlung seines Anteils 

am jagdlichen Reinertrag. Die Jagdge-

nossenschaft kann daher keine Baga-

tellgrenze beschließen, bis zu der die 

anteilige Auszahlung des Reinertrages 

an der Jagdnutzung gänzlich unterblei-

ben soll. Jeder – auch noch so kleine – 

Betrag ist daher grundsätzlich auszu-

kehren. Für die Jagdgenossenschaft be-

steht gleichwohl die Befugnis, Art und 

Weise der Auszahlung festzulegen. Sie 

kann etwa beschließen, dass Beträge, 

die unter einer Geringfügigkeitsschwel-

le liegen, zum Beispiel weil die Kosten 

einer Banküberweisung den auszuzah-

lenden Betrag übersteigen, nur als Bar-

zahlung oder allein nach Aufforderung 

ausgezahlt werden. Will die Jagdgenos-

senschaft einen solchen Beschluss her-

beiführen, sollte allerdings schon bei 

der Einladung zur Jagdgenossenschafts-

versammlung vorsorglich ein diesbe-

züglicher Hinweis in die Tagesordnung 

aufgenommen werden. Daneben kann 

die Jagdgenossenschaftsversammlung 

auch über eine andere Verwendung des 

Reinertrages als die Auszahlung an die 

Jagdgenossen beschließen. Es dürfte 

zwar im Interesse der Gleichbehand-

lung wiederum nicht zulässig sein, al-

lein für Kleinstbeträge eine andere Ver-

wendung zu beschließen. Gleichwohl 

kann mit einer Mehrheitsentscheidung 

zulasten der Grundstückseigentümer 

beschlossen werden, anstelle der Aus-

zahlung etwa die Finanzierung des ört-

lichen Wegebaus zu unterstützen. In 

diesen Fällen, in denen die Jagdgenos-

senschaft den Reinertrag aus der Jagd-

nutzung mithin nicht wie gefordert aus-

kehrt, kann jeder Jagdgenosse, der dem 

Beschluss der Jagdgenossenschaft nicht 

zugestimmt hat, dennoch die Auszah-

lung seines Anteils weiterhin verlan-

gen. Allerdings erlischt dieser An-

spruch, wenn er nicht binnen eines Mo-

nats nach der Bekanntmachung der Be-

schlussfassung schriftlich oder münd-

lich zu Protokoll des Jagdvorstandes 

geltend gemacht wird.

In Beantwortung Ihrer Frage dürfte es da-

her nicht zulässig sein, Eigentümer von 

Flächen unterhalb einer Größe von 1 ha 

von der Auszahlung der Jagdpacht gene-

rell auszuschließen. Sie sollten vielmehr 

über eine Beschlussfassung nachdenken, 

die über die Bestimmung der jeweiligen 

Auszahlungsmodalitäten dem tatsächli-

chen Auszahlungsaufwand Rechnung 

trägt. Rechtsanwalt Michael Niesen 
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Macht kaum einen 

Unterschied: Geld 

verbrennen oder 

dubiosen Zahlungs-

aufforderungen für 

Transparenzregis-

tereinträge nachzu-

kommen.
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Ist die Fläche auch 

noch so klein, hat 

jeder Jagdgenosse 

Anspruch auf seinen 

Anteil an der Jagd-

pacht. 
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